
BLACK FRIDAYS
FOR FUTURE?
Der Freitag war immer schon ein besonderer Tag. Der Tag gilt historisch tendenziell als 
Unglückstag. Greta Thunberg hat den „Friday for Future“ dafür auserkoren, um unseren 
ökologischen Themen einen terminlichen Anker zu geben. Auch sie warnt seit geraumer 
Zeit vor einem Unglück, bei dem es gilt, dagegen etwas zu tun.

Schon viel früher hat der Handel den „Black Friday" neu erfunden. Es rasseln an dem 
Tag und an den Tagen davor und danach die Preise. Intellektueller Hintergrund waren 
wohl die hinunterrasselnden Kurse am 25. Oktober 1929. Diesem Tag folgte – wie man 
weiß – die Weltwirtschaftskrise.

Als Synthese aus diesen beiden Phänomenen könnte man ja folgenden Wunsch an das 
Christkind formulieren: „Liebes Christkind, lass uns erkennen, welche Kraft zur Verände-
rung wir haben, wenn wir unsere Macht als Konsument erkennen.“

Wenn wir nämlich anfangen, kritisch zu hinterfragen, was brauchen wir und was benö-
tigen wir eigentlich nicht, ist der größte Schritt getan. Der zweite Schritt wäre sich zu 
überlegen, wo man seinen Bedarf an Lebensmitteln und sonstigen Konsumgütern lokal 
decken kann. Der wichtigste Schritt jedoch ist die Erkenntnis, dass das Wertvollste auf 
der Welt immer noch unsere Zeit ist, die wir im Idealfall mit unseren Liebsten verbringen. 

Vielleicht nehmen wir uns jeden Freitag – zumindest fünf Minuten – Zeit, darüber nach-
zudenken.
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Für gemeinnützige Vereine bestehen 
zahlreiche steuerliche Begünstigungen. 
Betreiben gemeinnützige Vereine einen 
Punsch- und Glühweinstand, sind in die-
sem Zusammenhang bestimmte Beson-
derheiten zu beachten.

Der Betrieb von Punsch- oder Glühwein-
ständen durch einen gemeinnützigen 
Verein stellt einen sogenannten ent-
behrlichen Hilfsbetrieb dar, sofern der 
Spendensammelzweck eindeutig er-
kennbar ist.

Der Verein ist dann nur hinsichtlich die-
ses Betriebes (Punsch- und Glühwein-
stand) steuerpflichtig, ohne dass die 
Gemeinnützigkeit des Vereines selbst 
davon gefährdet ist.

Sollten für die Gewinnermittlung keine 
ausreichenden Unterlagen vorhanden 
sein, kann der Gewinn aus dem Betrieb 
der Punsch- oder Glühweinstände mit 
10 % der erzielten Betriebseinnahmen 
(Verkaufserlöse) angesetzt werden.

Werden von den Mitgliedern an den 
Verein unentgeltlich Speisen (etwa 
Weihnachtsbäckerei) oder Getränke zur 

Verfügung gestellt, stellen diese keine 
steuerpflichtigen Einnahmen, sondern 
Spenden dar, die in den Betrieb einge-
legt werden und steuerlich unbeacht-
lich sind.

Besteht neben dem Erwerb von Speisen 
oder Getränken zusätzlich die Möglich-
keit, über separat aufgestellte Spenden-
boxen unentgeltliche Zuwendungen zu 
tätigen, stellen diese echte Spenden und 
somit keine Betriebseinnahmen dar.

Bei der Ermittlung der steuerpflichtigen 
Einkünfte aus dem Betrieb von Punsch-
ständen steht dem Verein ein jährlicher 
Freibetrag von EUR 10.000,00 zu, der in 
der Veranlagung zu berücksichtigen ist. 

>  Fazit:

Es ist jedoch im Einzelfall zu prüfen, ob 
sich im Zusammenspiel mit weiteren 
entbehrlichen Hilfsbetrieben oder so-
genannten begünstigungsschädlichen 
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieben 
insgesamt für den Verein eine Körper-
schaftsteuerpflicht ergeben kann.

Bei steuerlichen Fragen zu ihrem Verein 
unterstützen wir Sie gerne.

PUNSCH- UND GLÜHWEINSTÄNDE VON
GEMEINNÜTZIGEN VEREINEN

Der Verwaltungsgerichtshof entschied, 
dass der Verkauf eines Kundenstocks eine 
steuerpflichtige sonstige Leistung ist. Das 
widerspricht der bisherigen Ansicht der Fi-
nanz und kann umsatzsteuerliche Konse-
quenzen für den Veräußerer haben.

In der Umsatzsteuer gibt es Umsätze, 
die von der Umsatzsteuer unecht befreit 
sind, dazu zählen zum Beispiel Umsätze 
von Ärzten. Unecht steuerbefreit be-
deutet, dass für die getätigten Umsätze 
zwar keine Umsatzsteuer zu verrechnen 
ist, jedoch auch keine Vorsteuerabzugs-
Möglichkeit besteht.

Darüber hinaus ist auch die Lieferung 
von Gegenständen durch einen Arzt 
von der Umsatzsteuer befreit, wenn 
dieser bei der Anschaffung des Gegen-
standes keinen Vorsteuerabzug vor-
nehmen konnte und die Gegenstände 
ausschließlich für unecht steuerbefreite 
Tätigkeiten verwendet hat.

Konkret wäre das der Fall bei dem Ver-
kauf der Ordinationseinrichtung am 
Ende der beruflichen Tätigkeit.

Hat ein Arzt bei der Betriebsaufgabe 
auch eine Ablöse für einen Firmenstock 
bekommen, sah die Finanzverwaltung 
darin ebenfalls eine steuerbefreite Lie-
ferung.

Der Verwaltungsgerichtshof sieht das 
nun anders und führt aus, dass die 
Übertragung eines Kundenstockes eine 
sonstige Leistung und keine Lieferung 
darstellt.

Damit ist auch die Steuerbefreiung (für 
Lieferungen) nicht mehr anwendbar 
und unterliegt der Verkauf des Kunden-
stockes als sonstige Leistung der Um-
satzsteuer.

Der Käufer des Kundenstockes wird im 
Regelfall wohl wieder ein Arzt sein, der 
dafür jedoch keinen Vorsteuerabzug 
hat.

Dasselbe gilt übrigens auch für Versi-
cherungsvertreter.

Die Steuerreform 2020 bringt Verbesse-
rungen für Landwirte. Pauschalierte Land-
wirte werden ab 2020 durch Erklärung bis 
zum Ablauf des Veranlagungszeitraumes 
auch die Möglichkeit haben, ihre Umsätze 
vom Beginn des vorangegangenen Kalen-
derjahres nach den allgemeinen Vorschrif-
ten des Umsatzsteuergesetzes zu versteuern.

Land- und Forstwirte gaben in der Ver-
gangenheit des öfteren – bei größeren 
Investitionen – Umsatzsteuervoran-
meldungen ab und erhielten auch vom 
Finanzamt Vorsteuergutschriften. Um 
aus der Umsatzsteuer-Pauschalierung 
auszusteigen und in die Regelbesteue-
rung einzusteigen, war immer schon ein 
Optionsantrag nötig. Der Optionsantrag 
wurde aber oft erst verspätet (im näch-
sten Jahr) oder gar nicht abgegeben. Die 
Landwirte mussten sodann für die Jahre, 
für die kein Optionsantrag abgegeben 
wurde, die Vorsteuern zurückzahlen.

Die Steuerreform 2020 bringt nun für 
die Landwirte Verbesserungen. Pauscha-
lierte Landwirte werden ab 2020 durch 
Erklärung bis zum Ablauf des Veran-
lagungszeitraumes auch die Möglich-
keit haben, ihre Umsätze vom Beginn 
des vorangegangenen Kalenderjahres 
nach den allgemeinen Vorschriften des 
Umsatzsteuergesetzes („Regelbesteue-
rung“) zu versteuern. 

>  Achtung:

Der Optionsantrag bindet den Landwirt 
für mindestens fünf Kalenderjahre. Das 
bedeutet, dass er erst danach in die Um-
satzsteuerpauschalierung zurückwech-
seln darf.

Hinzu kommt, dass vielfach anlässlich 
des Wechsels in die Pauschalierung eine 
Vorsteuerberichtigung durchgeführt 
werden muss. Ein solcher Wechsel sollte 
daher gut geplant sein.

VERKAUF EINES
KUNDENSTOCKS

VERLÄNGERUNG DER OPTIONSFRIST FÜR UMSATZSTEUER-
PAUSCHALIERTE LANDWIRTE UM EIN JAHR
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Die Plattformen Airbnb oder Booking.
com haben es Privaten ermöglicht, mit 
wenig Marketing-Aufwand in das „Ver-
mietungsgeschäft“ einzusteigen.

Die Beherbergungsumsätze über diese 
Plattformen sind in den letzten Jahren 
sprunghaft angestiegen; es liegt die Ver-
mutung nahe, dass das Finanzamt die-
sen Anstieg in den Steuererklärungen 
noch nicht so wahrnehmen konnte.

Daher wird zur effizienten Durchset-
zung der korrekten Besteuerung eine 
Aufzeichnungsverpflichtung für diese 
Plattformen in Zukunft vorgesehen. Glei-
ches gilt bei innergemeinschaftlichen 
Versandhandelslieferungen durch in der 
Union niedergelassene Unternehmer.

Die Aufzeichnungen sind von diesen 
Plattform-Betreibern auf Verlangen dem 

Aufwendungen für Ordinations- oder 
Therapieräumlichkeiten eines Arztes im 
Wohnungsverband sind steuerlich abzugs-
fähig; gleiches gilt für ein Arbeitszimmer, 
wenn dieses unbedingt notwendig ist und 
auch nahezu ausschließlich beruflich ge-
nutzt und entsprechend eingerichtet wird.

Bildet ein im Wohnungsverband gele-
genes Arbeitszimmer (häusliches Arbeits-
zimmer) den Mittelpunkt der gesamten 
betrieblichen und beruflichen Tätigkeit 
des Steuerpflichtigen, sind die darauf ent-
fallenden Aufwendungen und Ausgaben 
einschließlich der Kosten seiner Einrich-
tung nur dann abzugsfähig, wenn

•  ein beruflich verwendetes Arbeits-
zimmer nach der Art der Tätigkeit des 
Steuerpflichtigen unbedingt notwendig 
ist (das ist nicht der Fall, wenn etwa 
die Möglichkeit der Benutzung eines 
jederzeit zugänglichen Arbeitszimmers 
beim Arbeitgeber besteht) und 

•  der zum Arbeitszimmer bestimmte 
Raum tatsächlich ausschließlich oder 
nahezu ausschließlich beruflich genutzt 
und auch entsprechend eingerichtet ist.

zuständigen Finanzamt elektronisch zur 
Verfügung zu stellen. Ab einem Jahres-
umsatz von EUR 1.000.000,00 müssen 
die Plattform-Betreiber die Aufzeich-
nungen ohne Aufforderung übermitteln.

Im Klartext heißt dies, dass in Zukunft 
sämtliche Umsätze von Airbnb und Co 
automatisch der Finanzverwaltung ge-
meldet werden. Durch diese Regelungen 
soll eine Durchsetzung der korrekten 
Besteuerung beim Steuerschuldner „er-
leichtert“ werden.

Bei Sorgfaltspflichtverletzungen haftet 
der Plattform-Betreiber für die Steuer. 
Somit werden diese in die Pflicht ge-
nommen, auch korrekte Meldungen ab-
zuliefern.

Eine entsprechende Verordnungs-Er-
mächtigung des Finanzministers wird 

dies noch exakter regeln; jedenfalls 
sollten insbesondere Gelegenheitsver-
mieter  bedenken, dass diese Meldever-
pflichtung zur Entdeckung von bisher 
nicht gemeldeten Einkünften führen 
kann.

>  Hinweis:

Sollten Einkünfte aus einer solchen 

Quelle vorliegen, wäre jetzt noch Zeit 

für eine Selbstanzeige.

Werden diese Voraussetzungen erfüllt 
so können im Zusammenhang mit 
einem häuslichen Arbeitszimmer etwa 
anteilige Mietkosten, anteilige Betriebs-
kosten (Beheizung, Beleuchtung, son-
stige Betriebskosten) oder bei Eigen-
heimen oder Eigentumswohnungen die 
anteilige Abschreibung sowie anteilige 
Finanzierungskosten steuerwirksam 
geltend gemacht werden.

Arbeitszimmer außerhalb
des Wohnungsverbandes

Liegt ein Arbeitszimmer außerhalb 
des Wohnungsverbandes, gelten obige 
Grundsätze nicht. Allerdings können 
auch in diesen Fällen nach Ansicht der 
Finanzverwaltung Aufwendungen nur 
dann steuerlich geltend gemacht wer-
den, wenn die berufliche Verwendung 
notwendig ist und diese ein Ausmaß 
erreicht, das ein eigenes Arbeitszimmer 
rechtfertigt.

Von vornherein nicht unter den Begriff 
des Arbeitszimmers fallen nach Ansicht 
der Finanzverwaltung jedoch im Woh-

nungsverband gelegene Ordinations- 
und Therapieräumlichkeiten, die auf-
grund ihrer Ausstattung typischerweise 
eine Nutzung im Rahmen der privaten 
Lebensführung ausschließen (z. B. Ordi-
nation eines praktischen Arztes, eines 
Zahnarztes).

Bei Ordinations- bzw. Therapieräum-
lichkeiten eines Facharztes für Psy-
chiatrie soll dies nur gelten, wenn sie 
sich von der privaten Lebensführung 
dienenden Räumen wesentlich unter-
scheiden. Aufwendungen für derartige 
Räumlichkeiten sind keinesfalls vom 
Abzugsverbot umfasst und können da-
her steuermindernd geltend gemacht 
werden.

>  Fazit:

Ob bzw. inwieweit Aufwendungen für 
die im Rahmen Ihrer ärztlichen Tätigkeit 
verwendeten Räumlichkeiten steuerlich 
absetzbar sind oder nicht, ist jedoch 
stets in Ihrem individuellen Einzelfall zu 
prüfen und zu beurteilen. Wir unterstüt-
zen und beraten Sie dabei gerne.

MELDEPFLICHT FÜR ELEKTRONISCHE
BUCHUNGSPLATTFORMEN

ORDINATIONS- / BÜRO-RÄUMLICHKEITEN IM WOHNUNGSVERBAND

Bücher und Zeitungen unterliegen seit 
jeher dem ermäßigten Steuersatz von 
10 %.

Der Gesetzgeber hat der Digitalisierung 
insofern Rechnung getragen, als der 
Steuersatz auf elektronische Publikati-
onen wie E-Books, E-Zeitungen, Hörbü-
cher ab 1.1.2020 ebenfalls 10 % (statt 
bisher 20 %) beträgt. 

SENKUNG DER
UMSATZSTEUER
AUF ELEKTRONISCHE
PUBLIKATIONEN

Im Wandel der Zeit gut beraten.



Private Personen haben das Recht, über das 
Bürgerserviceportal HELP.gv.at „Mein Post-
korb“ zukünftig Meldezettel, RSa und RSb-
Briefe usw. elektronisch zugestellt zu be-
kommen.

Im Gegensatz dazu haben UnternehmerIn-
nen die Pflicht, ab 1.1.2020 an der elektro-
nischen Zustellung teilzunehmen. Lediglich 
Kleinunternehmer und jene, denen die tech-
nischen Voraussetzungen (Internet-Zugang) 
fehlen, sind davon ausgenommen. Die Regis-
trierung erfolgt über Finanz-Online bzw. das 
USP (Unternehmensserviceportal) des BMF.

Neben der erstmaligen Registrierung ist im 
USP die Anwendung „Mein Postkorb“ freizu-
schalten und eine E-Mail-Adresse zu hinter-
legen. Auf dieser E-Mail-Adresse bekommt 
man zukünftig die Nachricht, dass man ein 
Schriftstück vom Finanzamt, vom Gericht 
oder einer sonstigen Verwaltungsbehörde 
erhalten hat.

Die Zustellung von Steuerbescheiden über 
Finanz-Online bleibt jedenfalls parallel dazu 
bestehen – die Bescheide kann man sich so-
wohl in seiner üblichen Databox als auch im 
neuen Postkorb ansehen.

>  Achtung:

Die Zeit für die Anmeldung läuft bereits!

ELEKTRONISCHE ZUSTELLUNG
BEHÖRDLICHER SCHRIFTSTÜCKE

Danke für die gute Zusammenarbeit
Danke für Ihr Vertrauen

Danke für Ihre Treue

Gerne möchten wir Sie auch im kommenden Jahr
wieder zu Ihrer vollsten Zufriedenheit beraten.

Das ECA-Team wünscht Ihnen und
Ihren Lieben ein erfülltes

und gesundes neues
Jahr 2020.
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www.eca.at  –  Über 20 Standorte vom Bodensee bis zum Neusiedlersee.

> www.eca.at

Den ECA Monat finden Sie auch online auf unserer
Homepage und Beiträge zu weiteren Themen auf
unserer facebook-Seite /ECA.Beratergruppe
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